[Name des Betriebs]
[Straße Hausnummer]
[PLZ Ort]
Frau/Herrn
[Vorname Name] MdB
Deutscher Bundestag
Platz der Republik 1
11011 Berlin
[Ort], [Datum]
Minijobs in [Ort]: Ihre Stimme zählt
Sehr geehrte/r Frau/Herr [Name],
ich schreibe Ihnen als [Inhaberin/Inhaber/Geschäftsführung] von [Betrieb] in [Ort], und damit als Unternehmer/in aus Ihrem Wahlkreis. Wir beschäftigen [Zahl] Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, davon [Zahl] im Minijob.
Was aktuell in Berlin hinsichtlich der Minijobs beraten wird, bereitet mir große Sorgen. Es trifft genau die Arbeit, die Menschen freiwillig und zusätzlich leisten - und das in wirtschaftlich schwierigen Zeiten, in denen viele Betriebe um ihre Zukunft kämpfen. Mitten im demografischen Wandel, in dem jedes Jahr mehr Menschen in Rente gehen, als junge Arbeitskräfte nachkommen, brauchen wir jede Stunde, die jemand zusätzlich arbeiten will. Arbeit muss attraktiver werden, nicht teurer. Das hatte sich eigentlich auch die Bundesregierung vorgenommen. In deren Koalitionsvertrag steht: „Damit sich Mehrarbeit auszahlt“, sollen Zuschläge für Mehrarbeit steuerfrei werden. Beim Minijob geschieht gerade das Gegenteil: Zusätzliche Arbeit wird teurer gemacht.
Bei uns arbeiten im Minijob … [eigenes Beispiel, z. B.: „eine Rentnerin, die zweimal die Woche im Service aushilft, zwei Studenten am Wochenende und eine Pflegekraft, die bei uns abends dazuverdient“]. Wir sind dabei kein Einzelfall, sondern das ist typisch: Laut Minijob-Zentrale arbeiten rund 95 Prozent der Minijobber neben einem Hauptjob, neben der Rente oder neben Schule und Studium. Für die allermeisten von ihnen ist eine Vollzeitstelle keine Option – sie haben schon eine, sie sind im Ruhestand oder sie sitzen tagsüber im Hörsaal bzw. im Klassenzimmer. Der Minijob ist für sie keine Alternative zur Vollzeitstelle, sondern die Möglichkeit, zusätzlich zu arbeiten.
Für meine Beschäftigten bietet der Minijob die Möglichkeit, seine Rente aufzubessern, Geld fürs Studium zu verdienen oder mehr Spielraum fürs Familienbudget zu haben. Wer neben Beruf, Rente oder Studium zusätzlich arbeitet, ist fleißig – er gehört belohnt, statt bestraft.
Für genau diese Arbeit kommen auf die Betriebe jetzt drei Erhöhungen zu:
· Krankenversicherung von 13 auf 17,5 Prozent ab 1. Januar 2027 (GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz, bereits beschlossen),
· Pauschsteuer von 2 auf 5 Prozent ab 1. Januar 2027 (Einkommensteuerreformgesetz 2027, Drucksache 21/8235),
· Pflegeversicherung neu mit 3,6 Prozent ab 1. Januar 2028 (Gesetzentwurf zur Pflegereform, Pflegeneuordnungsgesetz).
Zusammen steigen die Abgaben der Betriebe im Minijob von 31,17 auf 42,27 Prozent – eine Erhöhung von 35,6 Prozent. Für jeden Minijob mit 603 Euro sind das rund 67 Euro mehr im Monat, gut 800 Euro im Jahr. Für unseren Betrieb bedeutet das [Zahl Minijobber × 800] Euro Mehrkosten pro Jahr – für dieselbe Arbeit.
Ein Privileg für Betriebe ist der Minijob schon heute nicht. Nach Angaben der Bundesregierung zahlen Arbeitgeber auf einen Minijob typischerweise 28 Prozent Sozialabgaben, auf eine reguläre Stelle durchschnittlich etwa 21,2 Prozent (Bundestags-Drucksache 21/7990). Der Minijob ist für uns abgabenseitig also schon jetzt teurer als eine reguläre Stelle – und soll nun noch einmal deutlich teurer werden.
Für die Beschäftigten entsteht aus keiner dieser Erhöhungen ein Anspruch. Schon heute zahlt jeder Betrieb für einen Minijob 13 Prozent an die Krankenkasse, ohne dass die Beschäftigten dadurch versichert sind. Für den neuen Pflegebeitrag gilt dasselbe.
Gerecht ist das nicht. Im Entwurf zur Pflegereform schreibt die Bundesregierung selbst: „Damit die Lohnnebenkosten nicht weiter steigen, kommt eine Anhebung des bundeseinheitlichen Beitragssatzes nicht in Betracht.“ Den allgemeinen Beitragssatz lässt sie deshalb unverändert. Beim Minijob dagegen führt sie einen ganz neuen Beitrag von 3,6 Prozent ein. Ausgerechnet bei den kleinsten Verdiensten sollen die Lohnnebenkosten steigen.
Und das ist erst der Anfang. Die Rentenkommission empfiehlt, den steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Sonderstatus des Minijobs abzuschaffen – Ausnahmen soll es allenfalls für Schülerinnen und Schüler geben. Dann würde ein Nebenjob neben dem Hauptberuf voll besteuert und voll mit Sozialabgaben belegt. Einem Nebenjobber blieben von 603 Euro nur noch rund 408 Euro – ein Drittel weniger für dieselbe Arbeit. Für die Beschäftigten lohnt sich die zusätzliche Arbeit dann noch weniger. Wie viele Vollzeitstellen aus der Abschaffung des Sonderstatus entstehen sollen, kann die Bundesregierung selbst nicht sagen. Das lasse sich „nicht seriös abschätzen“, schreibt sie (Drucksache 21/7990).
Jede Schicht braucht einen Menschen, aber nicht jede Schicht ist eine Vollzeitstelle. Das Freitagabend-Geschäft, der Sonntagsbrunch, die Hochzeit am Samstag, die Spitzen in der Saison – das lässt sich nicht mit Vollzeitkräften abdecken, und es lässt sich nicht verschieben. Fehlt die Aushilfe, bleibt der Tisch leer oder die Tür zu. [eigene Folge, z. B.: „Wir müssten Einsätze streichen / Öffnungszeiten verkürzen / den Ruhetag ausweiten / Preise erhöhen“]
Deshalb bitte ich Sie:
1. Setzen Sie sich in den Beratungen dafür ein, dass die Pauschsteuer bei 2 Prozent bleibt und für Minijobs keine Pflegeversicherungsbeiträge eingeführt werden.
1. Stellen Sie sich gegen die Abschaffung des Minijobs, wie sie die Rentenkommission empfiehlt. Wer Altersarmut bekämpfen will, sollte gezielt bei denen ansetzen, für die der Minijob die einzige Arbeit ist – statt allen den Zuverdienst zu verteuern.
1. Bestehen Sie darauf, dass die Bundesregierung vorlegt, was alle Erhöhungen zusammen für Betriebe und Beschäftigte bedeuten – bevor über Pauschsteuer und Pflegebeitrag entschieden wird.
1. Kommen Sie zu uns. Ich lade Sie herzlich ein, sich bei einem Besuch in [Betrieb] selbst ein Bild zu machen und mit meinen Minijobberinnen und Minijobbern zu sprechen. Termine, die uns gut passen: [Terminvorschläge].
Ich freue mich auf Ihre Antwort.
Mit freundlichen Grüßen
[Unterschrift]
[Vorname Name]
[Funktion], [Betrieb]
Mehr zur Kampagne: minijobs-erhalten.de
Hinweise zum Ausfüllen (nicht mitschicken)
· Ihren Abgeordneten finden: bundestag.de → Abgeordnete → Suche nach Postleitzahl oder Wahlkreis. Schreiben Sie dem direkt gewählten Abgeordneten Ihres Wahlkreises, gern zusätzlich auch den Listenabgeordneten aus Ihrer Region.
· Persönlich machen: Entscheidend sind die eckigen Klammern. Ein echter Satz über Ihre Minijobber und eine echte Folge für Ihren Betrieb wirken mehr als jede Statistik. Keine Namen von Beschäftigten nennen. Ein Zitat aus Ihrem Team nur mit Einverständnis der Person verwenden.
· Beispiel für die Schicht-Passage anpassen: Freitagabend, Brunch und Hochzeit passen für die Gastronomie. Im Handel etwa: Samstag, Inventur, Weihnachtsgeschäft. Nennen Sie, was bei Ihnen gilt.
· Mehrkosten berechnen: Anzahl Ihrer Minijobber × 800 Euro = Mehrkosten pro Jahr (Rechenbasis: Minijob mit 603 Euro, Abgaben 2026 gegenüber 2028).
· Zur Rechnung „408 Euro“: Sie gilt für einen Minijob neben einem Hauptjob (Lohnsteuerklasse VI) – das ist mit gut der Hälfte aller Minijobber der häufigste Fall. Bei Rentnern oder Studierenden ohne weiteres Einkommen fiele die Lohnsteuer meist geringer aus, die Sozialabgaben blieben. Bitte die Zahl nicht auf andere Gruppen übertragen.
· Wann: jetzt. Steuer- und Pflegegesetz werden jetzt in erster Lesung beraten.
· Wie: per E-Mail (vorname.nachname@bundestag.de) und zusätzlich per Post an das Wahlkreisbüro. Ein Brief auf Firmenpapier mit Unterschrift wirkt stärker.
· Bitte eine Kopie an Ihren Verband, damit wir wissen, welche Abgeordneten erreicht wurden, und Antworten auswerten können.
· Wenn der Abgeordnete antwortet oder einen Besuch zusagt: bitte ebenfalls kurz an den Verband melden.
· Belege, falls der Abgeordnete nachfragt: Koalitionsvertrag 2025 „Verantwortung für Deutschland“, Zeilen 569–571 (Mehrarbeit) und 612–614 (Aktivrente); GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz (Krankenversicherung, verkündet Juli 2026); Einkommensteuerreformgesetz 2027, Bundestags-Drucksache 21/8235 (Pauschsteuer); Pflegeneuordnungsgesetz, Kabinettsentwurf vom 30.09.2026, § 59b SGB XI-E (Pflegebeitrag) und Allgemeine Begründung, S. 3 (Zitat zu den Lohnnebenkosten); Bundestags-Drucksache 21/7990, Antwort zu Frage 4 (28 gegenüber 21,2 Prozent) und zu den Fragen 9 bis 16 („nicht seriös abschätzen“); Abschlussbericht der Alterssicherungskommission, S. 58 (Abschaffung, Ausnahme Schüler); Minijob-Zentrale, Quartalsbericht I/2025 (Zusammensetzung der Minijobber). Die Berechnungen stellt Ihnen der Verband auf Anfrage zur Verfügung.
